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10 kV - Freileitung

Durchführung des Verfahrens

Die Aufstellung
dieses Bebauungsplanes is t gem. § 2 Abs . 1 BauGB am 25.08.1999/20.06.2001/18.09.2001 vom
Planungsausschuss /Ausschuss  für Stadtentwicklung, Umwelt und Wirtschaftsförderung der Stadt Warstein beschlossen
worden.

Der Aufstellungbeschluss
wurde am 03.09.1999/05.07.2001/27.09.2001 im Amtsblatt der Stadt Wars tein öffentlich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung
gem. § 3 Abs. 1 BauGB  erfolgte in Form einer Bürgerversammlung am 09.02.2000.
Die Bekanntmachung hierzu wurde am 20.01.2000 im Amtsblatt der Stadt Wars tein veröffentlicht.

Der Entwurfsbeschluss
dieses Bebauungsplanes einschließlich der dazugehörigen Begründung wurde vom Ausschuss für Stadtenwicklung,
Umwelt und Wirtschaftsförderung der Stadt Warstein am 20.06.2001/18.09.2001 gefasst.

Die öffentliche Auslegung
gem. § 3 Abs. 2 BauGB des  Bebauungsplanes  hat für die Dauer eines  Monats vom 13.07.2001bis 13.08.2001
(einschließlich) stat tgefunden. Ort  und Zeit der öf fent lichen Aus legung wurden am 05.07.2001 ortsüblich bekannt
gemacht.
Gleichzeitig mit der Auslegung wurde die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
durchgeführt.  Diese erfolgte mit Schreiben vom 10.07.2001.

Die erneute öffentliche Auslegung
gem. § 3 Abs. 3 BauGB des  Bebauungsplanentwurfes hat für die Dauer von zwei Wochen vom 05. bis 19.10.2001
(einschl.) stat tgefunden. Ort  und Zeit der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am 27.09.2001 ortsüblich bekannt
gemacht.
Gleichzeitig mit der erneuten Aus legung wurden die berührten Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und 2
BauGB mit  Schreiben vom 27.09.2001 erneut beteiligt.

Warstein,  den 12.11.2001

         gez. Juraschka
____________________________
         (Bürgermeister)

Satzungsbeschluss

Aufgrund

§ 7 Abs . 1 Satz  1 der Gemeindeordnung für das  Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletz t geändert  durch Gesetz 28.03.2000 (GV NRW S. 245),

§ 2 Abs . 1 und § 10 des  Baugesetzbuches  (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997
(BGBl. I.  S. 2141, 1998 S. 137), zuletz t geändert  durch Gesetz vom 27.07.2001 (BGBl. I. S. 1950),

§§ 1 ff . der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I.  S. 132), zuletz t geändert  durch das Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz  vom 22.04.1993 (BGBl. I. S. 466),

§ 86 der Bauordnung für das  Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletz t geändert  am 09.05.2000 (GV NRW S. 439),

§ 51a des  Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 25.06.1995
(GV NRW S. 926), zuletz t geändert  am 09.05.2000 (GV NRW S. 439)

hat der Rat der Stadt Warstein am 19.11.2001 diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

         gez. Juraschka                                              gez. Becker
_______________________________________________________
        (Bürgermeis ter)                                              (Schrif tführer)

Inkrafttreten
Der Beschluss  über diesen Bebauungsplan wird gem. § 10 Abs. 3 BauGB am 31.01.2002 ortsüblich bekannt gemacht.
In der Bekanntmachung wird darauf hingewiesen, wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann. Mit der
Bekanntmachung trit t der Bebauungsplan in Kraft.

          gez . Juraschka
____________________________
         (Bürgermeister)

Festsetzungen
(§ 1 und § 9 BauGB)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

(2) Zulässig sind
1.  Wohngebäude,
2.  die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende
Handwerksbetriebe,
3.  Anlagen für k irchliche, kulturelle,  soz iale, gesundheit liche und sportliche Zwecke.

Ausnahmen gemäß § 4 Abs . 3 BauNVO s ind nicht zulässig

Nebenanlagen  sind nur innerhalb der überbaubaren Grunds tücksf lächen zulässig ( § 14 BauNVO ).

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl,  als  Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse, als  Höchstmaß

Traufhöhe . ..m als Höchstmaß mit festgesetz ter Geländeoberf läche ü.NN (Höhenlinie) als unteren Bezugspunkt
Im Plangebiet darf die mi ttlere Traufhöhe (= arithmethisc hes Mi ttel ) das Maß von 5,00 m ü.NN nicht übersc hrei ten. A nfül lungen werden nicht
berüc ks ic htig t, bei  A bgrabungen g il t die geplante Geländeoberfläche.
Den maßgebenden oberen Bezugs punk t für die Traufhöhe ü.NN b ildet der Sc hnittpunkt der A ußenkante der Gebäudeaußenwand mit der Oberkante
der Dac hhaut.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr.  2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr.  11 BauGB)

Straßenverkehrs fläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsf lächen besonderer Zweckbestimmung

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.  12 und 14 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseit igung sowie für Ablagerungen

Elektrizität ( Trafos tation )

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für  Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr.  20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz , zur Pf lege und zur Entwick lung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr.  20 BauGB)

Maßnahmen:

Die durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen können der Begründung zum Bebauungsplan im Kapitel Nr.9
"Belange des Natur- und Landschafsschutzes" sowie dem ers tellten Landschaftspflegerischen Begleitplan
vom 31.05.2001 entnommen werden.

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sons tigen Bepf lanzungen sowie Bindungen
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern.

( § 9 Abs .1 Nr.25 BauGB )

Erhaltung von Bäumen

Umgrenzung von Flächen zum Anpf lanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.  25a BauGB)

Bäume

Sträucher

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr.  4 und 22 BauGB)

Stellplätze

Garagen

Garagen und überdachte Stellplätze
s ind nur in  der v orgesehenen Umgrenzung, innerhalb der Baugrenz en, sowie im B ereich z wisc hen öffentlicher V erkehrsfläche und vorderer
B augrenze z uläs sig. S onstige Stel lp lä tz e sind nur im di rekten A ns chluß an d ie  öffentl ic he V erkehrsfläche zulässig (§ 12 BauNVO).

Mit Geh -, Fahr - und Leitungsrechten zu belastende Flächen ( § 9 Abs.1 Nr.21 BauGB )

Leitungsrecht für Oberf lächenwasserkanal

Fahrrecht zugunsten des  Versorgungsträgers RWE

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit  s ie zur Herstellung des Straßenkörpers
erforderlich sind
(§ 9 Abs. 1 Nr.  26 BauGB)

Aufschüttung

Abgrabung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  des  Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(§ 16 Abs . 5 BauNVO)

Hauptfirs trichtung , zwingend
( § 9 Abs . 1 Nr.2 BauGB )
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Gestaltungsvorschriften
(§ 9 Abs.m 4 BauGB in Verbindung mit § 86 BauONW)

Dächer:

Zulässig als Hauptdachform sind Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer sowie Pultdächer.
Flachdächer s ind nur auf Garagen und Nebenanlagen zulässig.

Zulässige Dachneignug, ohne Toleranz

Dachaufbauten/ -Einschnitte:

Dachgauben sind nur bis  max . 70% der Firs tlänge zulässig.
Zu den Giebelinnenwänden is t ein Abstand von mind. 1,50m einzuhalten.
Loggien und Balkone als  Dacheinschnit t sind nur bis  max . 50% der Firstlänge zulässig.
Zu den Giebelinnenwänden is t ein Abstand von mind. 1,50m einzuhalten.

Einfr iedungen:

Zur öffentlichen Verkehrs fläche dürfen Einfriedungen nur aus Holz  oder als bodens tändige Laubhecke bis zu
einer max . Höhe von 1,20m errichtet werden.
Hecken aus Nadelgehölzen sind als  Anpflanzungen im Plangebiet unzulässig.

Mauern sind nur als  Natursteinmauer, Naturs tein-Trockenmauer sowie als Stützmauer zulässig.

Freiflächengestaltung:

Zufahrten zu Garagen und Pkw - Stellplätzen s ind in geeigneten wasserdurchlässigen Materialien herzustellen.

Sonstige Darstellungen

Flurs tücksgrenze mit Grenzsteinen

Geplante neue Flurs tücksgrenzen

Höhenlinie mit Höhenangabe in Metern über NN

Aufschüttung

Abgrabung

Anzupflanzende Bäume (schematische Darstellung)

Anzupflanzende Sträucher (schematische Darstellung)

Sichtfelder :  die Sichtdreiecke s ind aus Gründen der Verkehrssicherheit von
s tändigen Sichthindernissen über 0,60 m freizuhalten.

1kV bzw. 10kV-Freileitung mit  Git termas ttrafostat ion (werden innerhalb der überbaubaren Flächen
des  allgemeinen Wohngebietes abgebaut).

Hinweise

Bodendenkmäler
B ei  B odeneingri ffen k önnen Bodendenkmäler (ku ltur- und/ oder naturges chic htliche Bodenfunde, d.h. Mauern, a lte Gräben, Einzelfunde aber auch
V eränderungen und V erfärbungen in  der natürlichen B odenbesc haffenheit, Höhlen  und Spal ten, aber auch Zeugnis se tierischen und/ oder

pflanzl ic hen Lebens  aus  erdgesc hichtl ic her Zeit) entdec kt werden. Die E ntdeck ung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere
Denkmalbehörde und/ oder dem Westfä lisc hen Amt für Archäologie/ A mt für B odendenk malpflege, A ußenstel le  Olpe (Tel .: 02761-9375-0,

Fax  02761-2466) unv erzügl ic h anzuzeigen und d ie  E ntdeck ungs stätte  mindestens drei  Werktage in  unv erändertem Zus tand zu erhalten (§ 15 und
16 Denk mals chutzges etz NRW), fa lls dies e nicht vorher v on den Denkmalbehörden fre igegeben wird. Der Lands chafts verband Westfalen-Lippe ist

berec htig t, das  B odendenk mal zu bergen, aus zuwerten und für wis sens chaftl ic he E rforsc hungen b is  z u sechs Monaten in Besitz zu nehmen
(§ 16 A bs . 4 DS chG NW).
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Entwurf und Bearbeitung:
Stadt Warstein,  Fachdiens t Stadtentwick lung, Team Stadtplanung

Warstein,  den 30.10.2001

            gez. Wehage
___________________________________
       (Stadtplaner)

Die Planunterlage
genügt den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990. Die Dars tellung der Planunterlage
entspricht dem Stand vom September 2001. Die Übertragbarkeit des Bebauungsplanes in die Örtlichkeit ist
geometrisch einwandfrei möglich.

Lipps tadt, den 12.11.2001

        gez. Grafe
___________________________________
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